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Kundmachung
über die

Auflegung des Wählerverzeichnisses und das
Berichtigu ngsverfa h ren

Das währerve;:l'#'#li:Turopawahr

von 16. April2O24 bis einschließlich 25. Aptil2O24
täglich (am Samstag und Sonntag kann die Ermöglichung der Einsichtnahme

Wahlberechtigte können ihr Wahlrecht bei der bevorstehenden Euro-
pawahl nur ausüben, wenn sie im Wählerverzeichnis eingetragen sind.
Die Auflegung des Wählerverzeichnisses dient dazu, dass Wahlberechtigte
überprüfen können, ob sie in diesem auch eingetragen sind. Sollte dies nicht
der Fall sein, so besteht die Möglichkeit, das Wählerverzeichnis durch das
Berlchtigungs- und Beschwerdeverfahren berichtigen zu lassen.

Die Europa-Wäh lerevidenz bildet die Grundlage für das Wählerverzeich-
nis (die Europa-Wählerevidenz ist, was das Alter der eingetragenen Perso-
nen betrifft, mit dem Wählerverzeichnis nicht identisch).

ln der Europa-Wählerevidenz einer Gemeinde sind eingetragen:

. Personen, die die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, vor dem
1. Jänner des Jahres der Eintragung das 14. Lebensiahr (Jahrgang 2009)
vollendet und ihren Hauptwohnsitz in österreich haben sowie vom
Wahlrecht zum Nationalrat nicht ausgeschlossen sind;

Personen, die die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, das
15. Lebensjahr im Jahr der Eintragung vollenden oder vor dem
1. Jänner des Jahres der Eintragung das 15. Lebensjahr (Jahrgang 2008)
vollendet und ihren Hauptwohnsitz im Ausland haben, vom Wahlrecht
zum Nationalrat nicht ausgeschlossen sind und einen ,,Antrag auf Ein-
tragung in die (Verbleib in der) Wählerevidenz und/oder Europa-Wäh-
lerevidenz" für österreichische Staatsbürgerinnen oder österreichische
Staatsbürger, die außerhalb des Bundesgebietes leben, gestellt haben;

Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die die österreichische Staats-
bür8erschaft nicht besitzen, vor dem 1. Jänner des Jahres der Eintragung
das 14. Lebenslahr vollendet haben (Jahrgang 2009) und ihren Haupt-
wohnsit2 in österreich haben, im Herkunftsland ihr aktives Wahlrecht
nicht aufgrund einer straf- oder zivilgerichtlichen Entscheidung verloren
haben sowie elnen Antrag auf Eintragung in die Europa-Wählerevidenz
für Unionsbürgerinnen und Unionsbürger; die innerhalb des Bundesge-
bietes ihren Hauptwohnsitz haben, gestellt haben.

Eine Wahlberechtigte oder ein Wahlberechti$er darf nur im Wählerver-
zeichnis einer Gemeinde eingetragen sein.

Wahlberechtigt sind alle Peßonen, die am Stichtag 126. März 20241
in der Europa-Wählerevidenz einer österreichischen Gemeinde geführt
werden und spätestens am Tag der Wahl 19. Juni 2024f das 16. Lebensjahr
vollendet haben werden (also Personen, die spätestens am g. Juni 2008 ge-
boren worden sindl. Nur Wahlberechtigte werden in das Wählerveneich-
nis aufgenommen.
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lnnerhalb des Einsichtszeitraumes kann jede Person in das Wählerver-
zeichnis Einsicht nehmen.

Innerhalb des Einsichtszeitraumes kann jede österreichische Staatsbür-
gerin und jeder österreichische Staatsbürger und auch jede Unionsbürgerin
und leder Unionsbürger - gleichgültig, wo sich ihr oder sein Hauptwohn-
sitz befindet - unter Angabe ihres Namens oder seines Namens und der
Wohnadresse gegen das Wählerverzeichnis schriftlich oder mündlich einen
Eerichtigun8santrag stellen. Die Antragstellerin oder der Antragsteller kann
die Aufnahme einer Wahlberechtigten oder eines Wahlberechtigten in das
Wählerverzeichnis oder die Streichung einer Person, die nicht wahlberech-
tigt ist, aus dem Wählerverzeichnis begehren.

Berichtigungsanträge müssen bei der oben angeführten Behörde noch
vor Ablauf des Einsichtszeitraumes (25. April 2024) einlangen.

Der Berichtigungsantrag ist, falls er schriftlich eingebracht wird, für je-
den Berichtigungsfall gesondert zu überreichen. Hat der Berichtigungsan-
trag die Aufnahme einer Wahlberechtigten oder eines Wahlberechtigten
zum Gegenstand, so sind auch die zur Begründung des Berichtigungsan-
trages notwendigen Belege, insbesondere ein von der vermeintlich wahl-
berechtigten Person (soweit es sich nicht um eine im Ausland lebende
Staatsbürgerin oder einen im Ausland lebenden Staatsbürger handelt)
ausgefülltes Europa-Wähleranlageblatt, anzuschließen. Wird im Eerichti-
gungsverfahren die Streichung einer Person begehrt, so ist der Grund hier-
für anzugeben. Alle Berichtigungsanträge, auch mangelhaft belegte, sind
von den hierzu berufenen Stellen entgegenzunehmen und weiterzuleiten.
lst ein Berichtigungsantrag von mehreren Antragstellerinnen oder meh-
reren Antragstellern unterzeichnet, so gilt, wenn keine Zustellungsbevoll-
mächtigte oder kein Zustellungsbevollmächtigter genannt ist, die an erster
Stelle unterzeichnete Person als zustellungsbevollmächtigl.

Für Berichtigungsanträge sind nach Möglichkeit die Berichtigungsfor-
mulare zu verwenden; diese sowie die bei Aufnahmebegehren erforderlF
chen Europa-Wähleranlageblätter werden bei der oben genannten Behör-
de während der Auflegung des Wählerverzeichnisses ausgegeben.

Wer offensichtlich mutwillige Berichtigungsanträge stellt, begeht eine
Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 218 €, im Fall der
Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Wochen, zu bestnfen.

Auf die zu Beginn des Einsichtsueitraumes noch nicht entschiedenen
Berichtigungsantdge und Beschwerden aufgrund des Europa-Wählerevi-
denrtesetzes sind die einschlägigen Bestimmungen der Europawahlord-
nunB über das Berichtigungs- und Beschwerdeverfahren anzuwenden,
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Am 9. Juni 2024 findet die Europawahl 2024 statt.

l. An der Wahl können nur Wahlberechtigte teilnehmen, deren
Namen im abgeschlossenen Wählerverzeichnis enthalten sind.
Jede wahlberechtigte Person hat nur eine Stimme und übt
ihr Wahlrecht grundsätzlich an dem Ort (Gemeinde, Wahl-
sprengel) aus, in dessen Wählerverzeichnis sie eingetragen ist.
Wahlberechtigte, die im Besitz einer Wahlkarte sind, können
ihr Wahlrecht auch außerhalb dieses Ortes ausüben oder
mittels Briefwahl wählen.

ll. Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte
haben Wahlberechtigte, die sich voraussichtlich am Wahl-
tag nicht am Ort (Gemeinde, Wahlsprengel) ihrer Eintragung
in das Wählerverzeichnis aufhalten werden und deshalb ihr
Wahlrecht nicht ausüben könnten. Ferner haben jene Perso-
nen Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte, denen der
Besuch des zuständigen Wahllokals am Wahltag infolge ein-
geschränkter Mobilität, sei es aus Krankheits-, Alters- oder
sonstigen Gründen, oder wegen ihrer Unterbringung in ge-
richtlichen Gefangenenhäusern. Strafvollzugsanstalten, im
Maßnahmenvollzug oder in Hafträumen unmöglich ist, und
die die Möglichkeit der Stimmabgabe vor einer besonderen
Wahlbehörde in Anspruch nehmen oder mittels Briefwahl
wählen wollen.

lll. Vorgang bei der Antragstellung und Ausstellung einer
Wahlkarte:

1. Antragsort:
Bei der Gemeinde, von der die wahlberechtigte Person in
der Europa-Wählerevidenz eingetragen ist. lm Ausland kann
die Ausstellung und Ausfolgung der Wahlkarte auch im Weg
einer österreichischen Vertretungsbehörde oder österreichi-
schen Einheit beantragt werden.

2. Antragsfrist:
Ab sofort können Anträge auf Ausstellung einer Wahlkarte
entweder schriftlich bis zum 4. Tag vor der Wahl (Mittwoch,
5. Juni 2024) ode4 wenn eine persönliche Übergabe der Wahl-
karte an eine von der Antragstellerin oder vom Antragsteller be.
vollmächtigte Person möglich ist, bis zum 2. Tag vor der Wahl
(Freitag, 7. Juni 2024, 12.00 Uhr) gestellt werden. Mündlich
(nicht ledoch telefonisch) kann eine Wahlkarte bis zum 2. Tag
vor derWahl (Freitag,7. Juni2024,12.00 Uhr) beantragt werden.

3. Beginn der Ausstellung:
Nach Vorliegen der amtlichen Stimmzettel (ab ca. 16. Mai 2O24).

4. Antragsform:
Mündlich oder schriftlich (auch per E-Mail. Telefax oder, falls
bei der Gemeinde vorhanden, per lnternetmaske; keinesfalls
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beim Bundesministerium für lnneres). Beim mündlichen An-
trag ist die ldentität durch ein Dokument (Personalausweis,
Pass oder Führerschein usw.) nachzuweisen, beim schriftli-
chen Antrag kann die ldentität, sofern der Antrag im Fall ei-
ner elektronischen Einbringung nicht mit einer qualifizierten,
elektronischen Signatur versehen ist, auch auf andere Weise,
etwa durch Angabe der Passnummer, durch Vorlage der Ab-
lichtung eines amtlichen Lichtbildausweises oder einer an-
deren Urkunde glaubhaft gemacht werden. Jeder Antrag auf
Ausstellung einer Wahlkarte ist zu begründen. Ebenso ist der
Bedarf der behindertengerechten Schablonen bzw. des Be-
suchs der fl iegenden Wahlkommission bekanntzugeben.

lV. Die Wahlkarte und ihre Verwendung:

1. Die Wahlkarte ist ein weißerverschließbarer Briefumschlag.

2. Wird dem Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte statt-
gegeben, so werden von der Gemeinde, die die Wahlkarte
ausstellt, in diese Wahlkarte der amtliche Stimmzettel und
ein blaues, ungummiertes Wahlkuvert eingelegt sowie ein ln-
formationsblatt,Wahlkarte lnformationsbei lage", Aufstellun-
gen der Bewerberinnen und Bewerber sowie für Menschen
mit Behinderungen eine Stimmzettelschablone und eine
Wahlkartenschablone samt Braille-Aufschrift beigegeben.
Die Wahlkarte wird der Antragstellerin oder dem Antragstel-
ler unverschlossen ausgefolgt.

3. Die Wahlkarteninhaberin oder der Wahlkarteninhaber
kann sowohl im lnland als auch im Ausland die Stimme sofort
nach Erhalt der Wahlkarte abgeben (Briefwahl) und muss
nicht bis zum Wahltag zuwarten. Der Vorgang der Stimm-
abgabe mittels Briefwahl kann der lnformationsbeilage zur
Wahlkarte entnommen werden. lm lnland besteht auch die
Möglichkeit, am Wahltag vor einer Wahlbehörde zu wählen.
ln diesem Fall hat die Wahlkafteninhaberin oder der Wahl-
karteninhaber den Briefumschlag bis zur Stimmabgabe sorg-
fältig zu verwahren und am Wahltag der Wahlleiterin oder
dem Wahlleiter zu überreichen. Vor der Wahlbehörde hat sich
die Wahlkartenwählerin oder der Wahlkartenwähler, wie alle
übrigen Wählerinnen und Wähler, durch eine Urkunde oder
sonstige amtliche Bescheinigung, aus der ihre oder seine
ldentität ersichtlich ist, auszuweisen.

V. Duplikate für abhanden gekommene Wahlkarten dürfen
von der Gemeinde nicht ausgefolgt werden.

Durch eine ,,Kundmachung über Verfügungen der Gemeinde-
wahlbehörde vor der Wahl" werden Wahllokale, dazugehöri-
ge Verbotszonen und die Wahlzeit in der Gemeinde bekannt-
gegeben. Wahlberechtigte mit Wahlkarte können in
Wahllokal ihre Stimme abgeben.

lnformationen über die Ausstellung von Wahlkarten

Kundmachung
angeschlagen am.......... 11.04.2024

10.06.2024abgenommen am ............

/

o2
*

8ez.

,fi......

lnformationen (Ausstellung der Wahlkarten) - EU24 (EX 202)

Der Bürgermeister:

Rainer Toifl


